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Beklagten und Revieionsbeklagten,

hat der 80 Senat des Bündessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 9° Juni 1959

für Rech■ erkannt:

Auf die Revision äer Klägerin wird das

Urteil des Lanäeesozielg■richte Schleswig

vom 110 ktober 1957 aufgehoben und diev
Sache zur erneuten Verhandlung und int—

echeidung an dieses Gericht zurückver—

wieseno
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G r ü_n d e_i

Die Klägerin lebte mit ihrem Ehemann, dem im Jahre 1888 gebore—

nen Casimir Hxxxx, vor dem zweiten Weltkrieg als Volkedenteche

in der Ukraine. Am 19° November 1957 wurde ihr Ehemann vom}

russischen Geheimdienst verhaftet und — späteren Mitteilungen
zufolge - zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt. Bei Kriegsaus-

brach riß die bis dahin bestehende Briefverbindung zwischen

den Bheleuten eb; seitdem fehlt jede Spur von äem £hemenno

Im März 1955 beantragte aie Klägerin ■itwenrente nach dem

Bundesversorgungsgesetz (BVG)o lee Versorgungsemt Lübeck lehnte

den Antrag mit'BesChéid vom 5° Äüguetvlgä4 mit der Begründung

eh? die Internierung habe nichts mit den späteren Kriegsereig—

nissen zu tun gehabt„ 3er Widerspruch gegen diesen Bee Reid

blieb erfolglos (Widerspruchebesoheid vom 3‚10.1955). Big

daraufhin erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG,) Lübeck

mit Urteil vom 9° März 1956 abgewiesen: Die Inhäftieru : sei

ohne Zusammenhang mit unmittelbaren Kriegseinwirkungen erfolgt.

Es sei auch keine genügende Grundlage für die Annahme vcrhenden,

daß das weitere Festhalten des Bhemennee nach Kriegsaushruch‚

wegen seiner Eigenschaft als Volkedeutecher erfolgt sei; 3ie“

Berufung gegen diese Entscheidung hat das Lenäessozielgericht

(LSG°) Schleswig durch Urteil vom 31„ Oktober 1957 zurückge—'
wiesen: Selbst wenn man davon euegehe, daß der £hemenn mit

hoherWahrscheinlichkeitdenTodgefundenhabe, so könnenieht
festgestellt weräen, daß der verschollene auf Grund einer der
in den 5% 1, 5 BVG bezeichneten Tatbestände ums Leben gekommen

sei„ Es sei Zwar möglich, däß der erforderliche Zusammenhang V

zwischen Internierung und Krieg auch nachträglich — insbeson—

dere schon durch das weitere Festhalten nach Kriegsbeginn —
hergestellt werde° Behei müßten jedoch nenigetene irgendwelehe

Anhaltspunkte für eine Veränderung des Status durch den Kriege—

eushruch erkennbar seine ■angels näherer Anhalt3punkte lasse

sich aber nicht genügend wahrscheinlich machen, daß der dhemann

durch eine im Zusammenhang mit der Kriegsführung getroffene

Maßnahmeeine Änderung seines Status erfahren habe, zu Tode"
gekommen oder verschollen sei„ Das BSG° hat die Revision zuge—
lasseno '
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Gegen dieses am 15° November 1957 zugestellte Urteil hat die

Klägerin mit einem am 6. Dezember1957 beim Bundessozialge-
richt (BSG„) eingegangenen Schriftsatz Revision eingelegt
und beantragt, "

unter Aufhebung des Urteils des Landeseozielge—

richte Schleswig vom 11° Oktober 1957 und unter

Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Lübeck

vom 9° März 1956 den Beklagten unter Aufhebung

des Bescheides vom 5. August 1954 und des Wider-

spruchsbescheides vom 5. Oktober 1955 zu ver-
urteilen, der Klägerin ab 1. härz 1953 Hinter—
bliebenenrente nach ihrem Ehemann Casinix:}hnwamm

zu gewähren?

hilfsweise9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Sache zur weiteren Aufklärung und Verhandlung

an uns Lendessozialgericht zurückzuverweiseno

In der gleichzeitig eingereichten Revieionebegründung trägt

die Klägerin vor, aus einem Gutachten des Osteuropa-Institute
in München, das in einer ähnlichen vom Bayerischen LSG‚ ent—
schiedenen Sache (abgedruckt in Breithaupt 1955 S„ 757) er—
stattet werden sei, ergebe sich, daß die Sowjetunbn seiner—

zeit die Volkedeutschen verhaftet habe, um sich vor einem
erwarteten deutschen Angriff auf die Ukraine zu schützeno

Deshalb müsse schon die Inhaftierung als ein echääigender

Tatbestand im Sinne des 5 1 Abs. 2 Buchst° 0 BVG angesehen

werden° Zumindest aber erfülle das weitere Festhalten nach

Kriegseuebruch den Tatbestand dieser Vorschrift; denn von.
diesem Zeitpunkt ab hätten sich nach dem angeführten Gut-
achten dee Osteuropa—Instituts die Lebensverhältniaee„der
internierten Volksdeutschen so verschlechtert, daß von
einer äußersten Gefghr für Gesundheit und Leben gesprochen
werden müsse„

Der Beklagte beantragt5

‘die Revision als unbegründet zurückzuweieen°
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Er trägt vor, die Ansicht der Revision, daß bereits in der

Festnahme im Jahre 1957 eine Internierung im Sinne äes p 1

Abs„ 2 Buchst„ c BVG zu erblicken sei, finde im Gesetz keine

Stütze° Die Frage, ob sich der ursprüngliche Charakter ler
Inheftierung durch den Kriegsausbruch verändert habe uni eine

neue Art äer Festhaltung unter Umständen den Tatbestand üer

angeführten Vorschrift erfülle? müsse ausschließlich un.:er
dem Gesicht3punkt der Ursächlichkeit entschieden werden„ Im

vorliegenden Felle liege aber außer äer Tateaehe des Kriegs-

ausbruchs kein konkreter Anhaltspunkt vor‚ der die Feststel—
lung rechtfertigen könnte, daß die Ursä0hlichkeit der ersten
Inhaftierung nicht über den Ausbruch des Krieges hinaus fort—

gewirkt habe, daß vielmehr äie neuen
Ereignisse wesentlich

für die weitere Fee thaltung une ihre irt und eeisetgewesen

seien° Gerade im ?alle des Ehemannesäer Klägerin sei es
wahrscheinlich, daß er im Zeitpunkt des Kriegebeginns noch

nicht entlassen worden we're, weil er seine Ereiheit sstraf

— selbst unter Berücksichtigung einer möglichen Begnedigung

nach fünf Jahren, von der er angeblich gesprochen habe - noch

nicht verbüßt gehabt hätte° '

Die durch Zulassung statthafte Reviei°n (@ 162 Abs. 1 Sr. 1
‘des Sozialgerichtegesetzes - S G —) iet form— nd fristgerecht

eingelegt und begründet woräen (@ 164 SGS); sie ist daher :

zulässig° ' °

Die Revision ist auch begründeto

RGCht■grundlege dee von der Klägerin geltend gemachten An—

spruchs ist @58 Abs, 1 BVGin verbinäungmit 5 1 Abs. 2
Buchst.c eve„NachdiesenVorschriftensteht äer Klägerin
WitwenversOrgung zu, wenn der frühere i*iheme.nn an den ?olgen

einer Internierung im Ausland oder in den nic}t unter deut—

scher Verwaltungs tehenden
Gebieten

wegen deutscher Staats-
angehörigkeit oäer deutscher Volkszugehöri.gkeit gestoreen “

oder im Sinne des @ 52 BVG verschollen ist°
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Dem LSG° ist zunächst darin beizupflichten, daß es sich um
eine Internierung im Sinne des BVG nur dann handelt, wenn
das Festhalten in Zusammenhang mit einem der beiden Welt-
kriege gestanden hat (vgl. hierzu und Zum Begriff der

Internierung überhaupt das Urteil des 10° Senats des BSG°
vom4„ 2° 1959- Tonv 918/57-‚ abgedrucktin "DerVer-
sorgungebeamte"‚ 1959 8„ "(?)° Der ühemann der Klägerin wurde

im November 1937 — also vor Ausbruch des zweiten Weltkrie—

ges — von den Bus sen verhaft eto Diese Verhaftung kann

— wie das LSG im „rgebnis mit Recht angenommen hat 7;
nicht in Zusammenhang mit dem zweiten „eltkrieg gebracht

werden° vaer hat der 100 Senat des BSGo in seinem Urteil

vom 4° Februar 1959 ausgeführt, eine Internierung könne

auch schondannmit demKriege zusammenhängen‚wenndie
?estnahme zwar vor Ausbruch des Krieges, aber während und

wegen einer drohenden Kriegsgefahr erfolgt sei. Der erken—

>nde Senat brauchte zu dieser Rechtsauffassun3 jedoeh

nicht Stellung zu nehmen; denn der Ehemann der Klägerin

vurdeizu einem Zeitpunkt (November 1937) festgenommen,
vu

dem
von einer drohenden Kriegsgefahr im Sinne der Aus-

führungen des 10° Senats noch nicht gesprochen werden konn—

te°

Aber auch wenn ein Festhalten noch nicht von vornherein

in Zusammenhang mit dem Krieg ges tanden hat und somit

zunächst nicht als eine Internierung im Sinne des BVG
ange$ehen werden kann‚ so kann es sich doch mit dem Aus-
'bruch des zweiten üéltkriegee in eine solche Internierung
umgewandelt haben‚ wenn nunmehr der Krieg — eei es allein

oder vorwiegend — Ursache des weiteren Festhaltens war°

Der erkennende Senat stimmt insoweit dem 10. Senat des

BSG zu9 der in seinem oben angeführten Urteil hierzu

ausgeführt hat? es müsse, um eine solche Emwandlung ana*

nehmen zu_können‚ allerdings regelmäßig gefordert werden,
daß die Änderung des Grundee aus irgendwelchen äußeren

Umständen hervor-gehe° Das LSG. hat diese Möglichkeit eines
Zusammenhangs zwischen Krieg und weiterem Festhalten nicht
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verkennt und sie der angefochtenen Entscheidung - wenn
auch mit einigen Bedenken — zugrunde gelegt, für den

vorliegenden Fall-aber einen Solchen Zusammenhang zwischen

dem weiteren Feethelten des Ehemannes der Klägerin.nndk

dem inzwischen ausgebrochenen Krieg verneint. Sinn urs“ch—

mhlten und

dem Kriege könne nur dann angenommen werden, wenn Wenige

stens irgendwelche Anhaltspunkte für eine Veränderung‘

licher Zusammenhang zv«isohen dem weiteren Pes

des Status des Ve1hafteten.durch den Kriegssusornch er—

kennbaryseieno Mne solche Feststellung lasse sich aber

nicht treffen. Die Regel sei jedenfalls, daß das weitere
Festhalten eines im Jahre 1937 verhef+eten und zu einer

in die Kriegszcit hineinreichenden
Freiheitsstrafe verur—

teilten Volksdeutschen in der Sowjeounion über denk K11e gs—

euebruch hinaus nicht durch den Krieg, sondern nach wie

vor durch seine frühere Verhaftung und Verurteilung verur-

sacht worden sei„ Lkingels näherer anhsl J;spuncte lasse sich

nicht feststellen, daß der ehemann der Klägerin entgegen

dieser Regel durch eine im Zusammenhang mit dem Krieg ge-

troffene Maßnahme eine Änderung seines Status erfahren habe.

Es sei nicht einmal endeutungsweis @ etwas darüber bekcznt;7

inwiefern der Kriegseus orv.ch auf das Schicksal des ‚e; chöl—

lenen irgendeinen nachhaltigen Einfluß gehabt hehe .)33» je—

rufungsgericht hat demnach die auf dem Gehie t der Tate c

feststellung liegende b“rege verneint, ob im 70r119”8nu„d

Falle der nach Verhaftung des Verschollenen eueceoroclxnc

Krieg Ursache des weiteren Festhaltens war. D1e$e resus‚el—

lang hat die Revision jedoch in zulässib er und be"rune ter

Weise angegriffen (@ 163‘SGG)0—

In der Revisionsbegründung wird die Verletzung "materiellen

Rechts" ausdrücklich gerügte Sämtliche äes■üh3engennleeeen

jedoch mit noch hinreichender Dentlichkeit erkennén5_daß

sich die Revision gegen die oben angeführten „atsechllcnen

Feststellungen des Berufun33geriohts richtet, Zwar muß
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die Revisionsbegrünäung nach @ 164 Abs. 2 Setn 2 SGG,
“eoweit‘VerfahrenSmängel gerügt werden; äie verletzte

Hechtehormsowie die TatSachenund Benéi3mittel be—
-zeichnen‚ die den’■engel‘ergebeno Die Revision hat
allerdings eine VeffahreheV0rschrift, äie als ver—
letzt angesehen werde, nicht ausdrücklich genannte
Nach äer‘ständigen Rechtsprechung des BSG. genügt es

aber, wenn sich aus den Substantiiert vorgetragenen

Tatsachen mit hinreichender Klarheit ergibt, welche
Verfehrenevorechrift als verletzt angesehen wird

(BSG° 1 30 227)„ Die Klägerin weist in der Revisions—
\begründung insbesondere auf ein Gutachten des Osteuropa—

Instituts in München — auszugsweise wiedergegeben in

einer £ntscheidu■g des Bayerischen LSG. vom 16.Februar

1955 (Breitheupt“1955 S. 757) — hin, Ans.diesem Gut—

achten gehe hertor, daß sich die Lebeneverhältnieee
der internierten Volksdeutschen in Rußland allgemein

mit Beginn des Krieges so erheblich Verschlechtert

hätten, daß von einer äußersten Gefahr für die Ge-

sundheit und des Leben dieser Internierten gesprochen

werden müsse° Den Ausführungen der Klägerin zu diesem

Gutachten und den darin geschilderten Lebensverhält—
nissen der internierten Volksdeutschen in Rußland im

allgemeinen glaubte der erkennende Senat mit noch hin—

reichender Klarheit entnehmen zu können, daß die Revi—

sion @ 105 SGGals verletzt ansieht‚ weil das LL—G°
diese allgemeinen Verhältnisse näher habe aufklären

‘müssen; zumal es durch das ihm aus der dntecheidung

des Bayerischen LSG„ vom 16° Februar 1955 bekannte
Gutachten auf eine Möglichkeit hierzu hingewiesen

worden sei° Diese ■üge greift auch durch° Das Beru—

fungsgericht hat seine Überzeugung lediglich auf Grund

der Tatsache gewonnen, daß über das Schicksal des Ver—
schollenen direkt nichts in Er£ahrung zu bringen war.

Das LSGO‘hätte sich hiermit aber, gerade weil sich die
Klägerin in einem unver30huldeten'Beweisnotstend be—

fand‚ nicht begnügen dürfen° Da der Verschollene Ange-

höriger der volksdeutschen Gruppe in der Sowjetunion war,
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hätte ces LSG° eufklärezz müssen, welches Schickeel_ und

welche Behandlung dieser Volke gruppe in ihrer Gesamthezt

in Rußland widerfehren ist und inwieweit der aus Schlüsse

auf das Schicksal des Verschollenen als Angehöriger dieucr
Gruppe gezogen werden können„ ibgesehen ä1von‚ äeß sich

das LSG„ schon mit demin demangeführten Urteil äes Bayeri-
schen LSG° enthaltenen Auszug aus dem Gutachten des Os;‚urOpa—

Instituts in München hätte eueeinenäersetzen müseen, hätte

es darüber hin9us auch das vollstänäi ee Gutachten beiziehcn

und prüfen müssen, auf Grund welcher ärkenntnisquellen äas

Gutachten erstattet worden ist und welcher BewéisWert ihm
somit ankommto Jedenfalls war ■ne LSG„ durch dae\r„m b?kähnte

Gutachten auf die „xistenz eines Instituts hing etiese11 ‚wer-

den, das zumindest möglicherweise äem Gericht durch Seine

besondere Sachkunde bei der Aufklärung des Sechvcr flte

hätte helfen können. weiter hätte das LSG° versuchen mii een,

andere geeignete Unterlagen (z„ B„ Veröffentlichungen an”
dem in Betracht kommenden Gebiet) beizuziehe‘no Sodann hätte

es prüfen müssen, ob nach Burchführung einer solchen 350h-■

aufklärung hinsichtlich des allgemeinen Schicksale aer in

der Sowjetunion verhafteten Volkedeutechen, über&die seit

Kriegsausbruch zumgrößten Teil ‚jede Nachricht 'fe1111,‘:::.-
genommen weräen kann; daß auch &&s*bleben des Jhemannee der

Kläger in mit hoher Wahrscheinlichkeit (@ 52 B"G) aui Ve;

hältnisse zurückzufuhren ist, die mit Kriegsausbruch als

lnternierung im Sinne äes % 1 AES; 2 Buchst. 0 BVG enge—'
sehen werden können„ In dem Nichteüéschöpfen dieéer Mög—

lichkeiten liegt ein Mangel der Sec■äufklärunga ‘

Die Revision ist somit begründet, da die mögliChkeit‘
besteht, daß das LSG° bei'weiterer‘Sachaufkläfü■ä

anders entschieäen hätte (BSG„ 2 8„=197 Ä?ol7)° Das
Revisionsgericht kann die noch erforderliche Sachenf-

>klärung nicht selbst vornehmen; dee angefochtene Urteil
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war daher aufzuheben und die Sache zur erneuten Verha■d—
lung und Entscheidung an das LSG. zurückzuverweisenk(■t77o

Abs„ 2 Satz 2 SGS)o

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil Vorbe—

halten°
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